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2. ersucht die jeweiligen Verwaltungsméchte, dem Generalsekretir im Einklang mit ihren Ver-
pflichtungen nach der Charta zu Informationszwecken, vorbehaltlich etwaiger Einschrankungen aus Si-
cherheits- und Verfassungserwégungen, regelmiBig statistische und andere technische Informationen iiber
die wirtschaftlichen, sozialen und bildungsbezogenen Bedingungen in den Hoheitsgebieten, fiir die sie ver-
antwortlich sind, sowie mdglichst ausfiihrliche Informationen iiber politische und konstitutionelle Entwick-
lungen in den betreffenden Hoheitsgebieten, einschlieBlich der Verfassung, des Rechtsakts oder der Verord-
nung, die der Regierung des Hoheitsgebiets und der verfassungsmiBigen Beziehung des Hoheitsgebiets zu
der Verwaltungsmacht zugrunde liegen, spétestens sechs Monate nach Ablauf des Verwaltungsjahrs in den
jeweiligen Gebieten zu iibermitteln oder auch weiterhin zu tibermitteln;

3. ersucht den Generalsekretér, im Zusammenhang mit der Erstellung der Arbeitspapiere iiber die
jeweiligen Gebiete auch weiterhin dafiir Sorge zu tragen, dass ausreichende Informationen aus allen ver-
fiigbaren ver6ffentlichten Quellen herangezogen werden;

4.  ersucht den Sonderausschuss fiir den Stand der Verwirklichung der Erklarung iiber die Gewéh-
rung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Vélker, die ihm mit Resolution 1970 (XVIII) der Gene-
ralversammlung {ibertragenen Aufgaben nach den {iblichen Verfahren weiterhin wahrzunehmen.

RESOLUTION 68/88

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 11. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
180 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/430, Ziff. 7).

Dafiir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Aquatorialguinea,
Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Cabo Verde, Chile, Chi-
na, Costa Rica, Céte d'lvoire, Danemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Gambia, Georgien, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Ita-
lien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan,
Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liech-
tenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosam-
bik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich,
Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Rumanien, Russische Fdderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Sdo Tomé und Prin-
cipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slo-
wakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sidafrika, Sudan,
Siidsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tsche-
chische Republik, Tunesien, Tirkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Va-
nuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam,
Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Frankreich, Vereinigtes Kénigreich GroRRbritannien und Nordirland.

68/88.  Wirtschaftliche und sonstige Aktivitaten, die sich nachteilig auf die Interessen der
Vélker der Gebiete ohne Selbstregierung auswirken

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Punktes ,,Wirtschaftliche und sonstige Aktivititen, die sich nachteilig auf die
Interessen der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung auswirken®,

"2 Der in dem Bericht des Vierten Ausschusses empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Sonderausschuss fiir den

Stand der Verwirklichung der Erklarung tiber die Gewahrung der Unabhéingigkeit an koloniale Lander und Volker vorgelegt.
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nach Prifung des diese Frage betreffenden Kapitels im Bericht des Sonderausschusses fiir den Stand
der Verwirklichung der Erklarung tiber die Gewéhrung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Vélker
fiir 2013'%,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960 sowie auf alle anderen ein-
schldgigen Resolutionen der Generalversammlung, darunter insbesondere die Resolutionen 46/181 vom
19. Dezember 1991, 55/146 vom 8. Dezember 2000 und 65/119 vom 10. Dezember 2010,

in Bekréaftigung der nach der Charta der Vereinten Nationen bestehenden feierlichen Verpflichtung
der Verwaltungsméchte, den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und bildungsmiBigen Fortschritt der
Bewohner der ihrer Verwaltung unterstehenden Gebiete zu fordern sowie die menschlichen und natiirlichen
Ressourcen dieser Gebiete vor Missbrauch zu schiitzen,

sowie erneut erklarend, dass jede wirtschaftliche oder sonstige Aktivitit, die sich nachteilig auf die
Interessen der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung und auf die Ausiibung ihres Rechts auf Selbstbe-
stimmung im Einklang mit der Charta und der Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung auswirkt,
im Widerspruch zu den Zielen und Grundsétzen der Charta steht,

ferner erneut erklarend, dass die natiirlichen Ressourcen das Erbe der Volker der Gebiete ohne
Selbstregierung, einschlieBlich der indigenen Bevdlkerungsgruppen, sind,

im Bewusstsein der besonderen geografischen Lage, Grofe und wirtschaftlichen Gegebenheiten je-
des dieser Gebiete und eingedenk der Notwendigkeit, die Stabilitdt, Diversifizierung und Stirkung der
Wirtschaft jedes Gebiets zu fordern,

sich dessen bewusst, dass die kleinen Hoheitsgebiete fiir Naturkatastrophen und die Zerstérung der
Umwelt besonders anfillig sind,

sowie sich dessen bewusst, dass ausldndische Wirtschaftsinvestitionen, sofern sie in Zusammenar-
beit mit der Bevolkerung der Gebiete ohne Selbstregierung und entsprechend ihren Wiinschen erfolgen,
einen wirksamen Beitrag zur soziookonomischen Entwicklung der Gebiete sowie zur Ausiibung ihres
Rechts auf Selbstbestimmung leisten konnten,

besorgt iiber alle Aktivitéten, deren Ziel darin besteht, die natiirlichen und menschlichen Ressourcen
der Gebiete ohne Selbstregierung entgegen den Interessen der Bewohner dieser Gebiete auszubeuten,

eingedenk der einschldgigen Bestimmungen der Schlussdokumente der aufeinanderfolgenden Kon-
ferenzen der Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Lénder sowie der von der Versammlung der
Staats- und Regierungschefs der Afrikanischen Union, dem Pazifikinsel-Forum und der Karibischen Ge-
meinschaft verabschiedeten Resolutionen,

1. bekréaftigt das Recht der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung auf Selbstbestimmung im
Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen und der Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung,
welche die Erkliarung iiber die Gewédhrung der Unabhingigkeit an koloniale Lander und Volker enthélt,
sowie ihr Recht darauf, ihre natiirlichen Ressourcen zu nutzen und zu ihrem eigenen Wohl dariiber zu ver-
fligen;

2. bestatigt den Wert auslindischer Wirtschaftsinvestitionen, die in Zusammenarbeit mit den
Volkern der Gebiete ohne Selbstregierung und entsprechend ihren Wiinschen mit dem Ziel erfolgen, einen

wirksamen Beitrag zur sozio6konomischen Entwicklung dieser Gebiete zu leisten, insbesondere in Zeiten
von Wirtschafts- und Finanzkrisen;

3. erklart erneut, dass die Verwaltungsmichte nach der Charta dafiir verantwortlich sind, den
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und bildungsmaBigen Fortschritt der Gebiete ohne Selbstregierung
zu fordern, und bekriftigt die legitimen Rechte der Volker dieser Gebiete auf ihre natiirlichen Ressourcen;

4.  bekraftigt ihre Besorgnis tiber alle Aktivitdten, die darauf gerichtet sind, die natiirlichen Res-
sourcen, die das Erbe der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung, einschlie8lich der indigenen Bevolke-

13 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 23 (A/68/23), Kap. V.

365



111. Resolutionen aufgrund der Berichte des Ausschusses fur besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

rungsgruppen, in der Karibik, im Pazifik und in anderen Regionen sind, sowie ihre menschlichen Ressour-
cen entgegen ihren Interessen und auf eine Weise auszubeuten, die sie ihrer Verfiigungsgewalt iiber diese
Ressourcen beraubt;

5. erklart erneut, dass alle wirtschaftlichen und sonstigen Aktivitdten, die sich nachteilig auf die
Interessen der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung auswirken, vermieden werden miissen;

6. fordert alle Regierungen abermals auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, im Einklang mit
den einschldgigen Bestimmungen der Resolution 2621 (XXV) der Generalversammlung vom 12. Oktober
1970 Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder andere Mafinahmen beziiglich ihrer Staatsangehorigen und der
ihrer Rechtsprechung unterstehenden juristischen Personen zu ergreifen, die in Gebieten ohne Selbstregie-
rung den Interessen der Bewohner dieser Gebiete abtriagliche Unternehmen besitzen und betreiben, damit
der Tétigkeit solcher Unternehmen ein Ende gesetzt wird;

7. fordert die Verwaltungsmichte auf, sicherzustellen, dass die Ausbeutung der Meeres- und
sonstigen natiirlichen Ressourcen der ihrer Verwaltung unterstehenden Gebiete ohne Selbstregierung nicht
gegen die einschldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen verstoBt und sich nicht nachteilig auf die
Interessen der Volker dieser Gebiete auswirkt;

8.  Dbittet alle Regierungen und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, alle mogli-
chen MaBnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die stindige Souverénitit der Volker der Gebiete
ohne Selbstregierung iiber ihre natiirlichen Ressourcen im Einklang mit den einschldgigen Resolutionen der
Vereinten Nationen iiber die Entkolonialisierung voll respektiert und geschiitzt wird;

9. fordert die betreffenden Verwaltungsméachte nachdriicklich auf, wirksame Mafinahmen zu er-
greifen, um das unverdufBerliche Recht der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung auf ihre natiirlichen
Ressourcen sowie auf Ausiibung und Beibehaltung der Kontrolle iiber die kiinftige ErschlieBung dieser
Ressourcen zu sichern und zu garantieren, und ersucht die Verwaltungsméchte, im Einklang mit den ein-
schldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen iiber die Entkolonialisierung alle zum Schutz der Eigen-
tumsrechte der Volker dieser Gebiete erforderlichen MaBnahmen zu ergreifen;

10. fordert die betreffenden Verwaltungsméchte auf, dafiir zu sorgen, dass in den ihrer Verwaltung
unterstehenden Hoheitsgebieten keine diskriminierenden Arbeitsbedingungen herrschen, und in jedem Ho-
heitsgebiet ein gerechtes Entlohnungssystem zu férdern, das ohne Diskriminierung fiir alle Bewohner gilt;

11. ersucht den Generalsekretir, die Weltoffentlichkeit auch weiterhin mit allen ihm zu Gebote
stehenden Mitteln iiber jede Aktivitdt zu informieren, die sich nachteilig auf die Ausiibung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Volker von Gebieten ohne Selbstregierung im Einklang mit der Charta und der Reso-
lution 1514 (XV) der Generalversammlung auswirkt;

12. appelliert an Gewerkschaften und nichtstaatliche Organisationen sowie an Einzelpersonen,
ihre Bemiithungen um die Forderung des wirtschaftlichen Wohls der Vilker der Gebiete ohne Selbstregie-
rung fortzusetzen, und appelliert auBerdem an die Medien, Informationen iiber die diesbeziiglichen Ent-
wicklungen zu verbreiten;

13. beschlieBt, die Lage in den Gebieten ohne Selbstregierung zu verfolgen, um sicherzustellen,
dass die gesamte Wirtschaftstitigkeit in diesen Gebieten auf die Stirkung und Diversifizierung ihrer
Volkswirtschaften im Interesse der Volker dieser Gebiete, einschlieBlich der indigenen Bevdlkerungsgrup-
pen, und auf die Forderung der wirtschaftlichen und finanziellen Existenzfahigkeit dieser Gebiete gerichtet
1st;

14. ersucht den Sonderausschuss fiir den Stand der Verwirklichung der Erklarung iiber die Gewéh-
rung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Vélker, diese Frage auch weiterhin zu priifen und der
Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung dariiber Bericht zu erstatten.
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	Enthaltungen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland.
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